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Zu den zentralen Themen in der litauischen Politik zählten in den Jahren 2016 und 2017
die Parlamentswahlen, die zu einem Regierungswechsel  führten, der  anstehende Brexit
sowie die nationale Sicherheit und die Stationierung von NATO-Truppen im Land.

Innenpolitik

Die in zwei Runden ausgetragenen Parlamentswahlen im Oktober 2016 gewann überra-
schend klar die ländlich-konservative Partei  Union der Bauern und Grünen unter Partei-
chef und Agrarunternehmer Ramunas Karbauskis. Die Partei erhielt 56 von 141 Sitzen im
litauischen Parlament und stellt damit eine so große Fraktion, wie es sie seit 20 Jahren
nicht  mehr gegeben hatte.  Ihr  Sieg wurde  als  Ausdruck  des  Protests  der  Bevölkerung
gegen das etablierte Parteiensystem interpretiert.1 Die Wirtschafts- und Sozialpolitik wird
als  gescheitert  kritisiert,  das  Land  kämpft  mit  Armut  und  sozialer  Ungleichheit.2 Die
Bauernpartei  hatte  im Wahlkampf daher ein Wirtschaftswachstum und höhere Gehälter
versprochen, vor allem um die Abwanderung junger qualifizierter Menschen ins Ausland
zu stoppen. Die favorisierte oppositionelle konservative christdemokratische Partei kam
auf 31 Sitze und bat sich zunächst als Koalitionspartner an. Die bislang regierenden So-
zialdemokraten  von  Ministerpräsident  Algirdas  Butkevicius  erlitten  deutliche  Verluste
(vorher  38,  jetzt  17 Sitze).  Sie zahlten den Preis  für  die umstrittene Einführung eines
neuen Arbeitsgesetzes und die Verwicklung in einen Korruptionsskandal. Dennoch ging
die Union der Bauern und Grünen und die Sozialdemokraten eine Koalitionsregierung ein,
die nur über eine knappe Mehrheit im Parlament verfügt. Neuer Regierungschef wurde der
beliebte  ehemalige  Polizeichef  und  parteilose  Innenminister  der  Vorgängerregierung,
Saulius Skvernelis. Parteichef Karbauskis selbst übernahm kein Regierungsamt, sondern
nahm im Parlament Platz, da dieses seiner Ansicht nach die Regierung nur dann kontrollie-
ren könne, wenn die wahren Anführer dort säßen. Dieses Modell ist seit 2015 auch aus
Polen bekannt.3 Zu ihren Schwerpunkten erklärte die Regierung die Bildung, eine verbes-
serte soziale Sicherheit, die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und eine trans-
parente öffentliche Verwaltung. Aufgrund der erneuten Regierungsbeteiligung der Sozial-
demokraten  erwarteten  Beobachter  keine  schwerwiegenden  Veränderungen  in  der
Wirtschafts-, Finanz-, und Sozialpolitik.4 

Brexit

Der Brexit bleibt für Litauen das beherrschende europapolitische Thema. Großbritannien
ist  für  Litauen  ein  wichtiger  politischer  Verbündeter  und  siebtgrößter  Handelspartner.
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Litauen ist daher daran interessiert, dass die zukünftigen Beziehungen so eng wie möglich
gestaltet  werden, auch aufgrund der circa 200.000 in Großbritannien lebenden Litauer.
Daneben wird Litauen auch aufgrund eines zu erwartenden geringeren EU-Budgets laut
einer Studie von Standard & Poor’s das Mitgliedsland sein, das mit am stärksten einem
negativen ökonomischen Effekt  des Brexit  ausgesetzt  sein wird.5 Das Land befürchtet,
dass schon 2017 allein die Aussicht auf den Brexit Litauen 0,5 bis 0,8 Prozent seines Brut-
toinlandsprodukts (BIP) kosten wird.6 Generell  ist zwar in allen baltischen Staaten die
Begeisterung für die Europäische Union gesunken und einer realistischeren Haltung gewi-
chen,  dennoch sieht  man sich als festen Bestandteil  der  Union. Litauen hat  sogar den
Anspruch, zu den am weitesten integrierten Ländern zu gehören.7

Sicherheitspolitik

Die neue Regierung kündigte an, den bisherigen prowestlichen außen- und sicherheits-
politischen Kurs fortzusetzen. Ministerpräsident Skvernelis bekräftigte das Ziel, bis 2018
die  Verteidigungsausgaben Litauens  auf  2  Prozent  des  BIP anzuheben.  Angesichts  der
russischen Bedrohung könne Litauen es sich nicht leisten, diese nur langsam zu steigern.8

Diese Bedrohung empfanden die Litauer besonders deutlich, als Russland im November
2016 in seiner an Litauen grenzenden Exklave Kaliningrad einen Anti-Schiffs-Raketen-
komplex installierte,  wo zudem tausende von russischen Soldaten mit  schwerem Gerät
stationiert  sind.  Sorgen bereitet  zudem eine im Herbst  2017 anstehende großangelegte
Truppenübung im Westen Russlands, von der die litauische Regierung glaubt, dass sie eine
Besetzung des Baltikums simulieren soll. Präsidentin Dalia Grybauskaite sprach in diesem
Zusammenhang von einem „aggressiven und offensiven Manöver gegen den Westen“.9 Vor
dem Hintergrund der latenten russischen Bedrohung wurde die Stationierung von rotieren-
den Nato-Truppen in Stärke von 1.000 Mann unter deutscher Führung in Litauen im Früh-
jahr 2017 als Abschreckungsmaßnahme sehr begrüßt, auch wenn ihre Wirkung wohl eher
begrenzt ist. Litauen beschloss zudem Anfang 2017 eine neue nationale Sicherheitsstrate-
gie,  die  eine  russische  Aggression  nicht  ausschließt  und sich  zum Ziel  setzt,  Litauens
Selbstverteidigungs- und Mobilisierungsfähigkeiten auszubauen.10 An der Grenze zu Kali-
ningrad  plant  die  Regierung den  Bau eines  130 Kilometer  langen Zauns,  offiziell  zur
Bekämpfung von Schmuggel und zur Verstärkung der EU-Außengrenze. Implizit soll er
jedoch auch sicherheitspolitisch von Bedeutung sein.  

Für Litauen wird die Lage also aufgrund zahlreicher Herausforderungen auch in naher
Zukunft innen-, europa-, außen- und sicherheitspolitisch angespannt bleiben.
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